
Bundessozialgericht

lm Namen des Volkes
9a RV 12/83

Urteil

in dem Rechtssheü

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigte: ................................. .

Beklagten und Revisionskläger.

Das Bundessozialgericht, 9a Senat, hat ohne mündliche Ver—

handlung am 25. Januar 198ü

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Baden-Württemberg vom 27. Januar 1983

wird zurückgewiesen.

Der Beklagte trägt auch die Kosten des Klägers im Revi-

sionsverfahren.
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G r ü n d e

1982 beantragte der Kläger, dem eine Beschädigtenrente ent-

sprechend einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 60 vH

zuerkannt war, zusätzliche Versorgung wegen einer Lungentuber-

kulose. Nach erfolglosen Verwaltungsverfahren gab der Beklagte im

Gerichtsverfahren (S 12 V 379/73) aufgrund eines Gutachtens und

einer versorgungsärztlichen Stellungnahme mit Schriftsatz vom

27. Mai 197“ ein "Anerkenntnis" ab; darin anerkannte er ein

"Tuberkulom des rechten Lungenoberlappens" als weitere Schädi-

gungsfolge und gewährte Rente nach einer MdE um 80 vH ab 1. Juni

1972. Der Kläger nahm das Anerkenntnis im Juni 1974 an. Als er

1978 wegen seines Lungenleidens operiert wurde, stellte sich

heraus, daß er nicht an einem Lungen—Tuberkulom, sondern an einem

Lungen-Hamartom gelitten hatte. Darüber wurde die Verwaltung im

Juli 1978 durch den
behandelnden

Arzt unterrichtet. Mit Schreiben

vom 7. Februar 1979 teilte das Landesversorgungsamt dem Kläger '

mit, die Anerkennung des Tuberkuloms sei zweifelsfrei unrichtig

gewesen, das Hamartom sei nicht durch äußere Umstände des Wehr—

dienstes beeinflußt werden; das Anerkenntnis werde angefochten.

Durch Bescheid vom 16. März 1979 berichtigte die Verwaltung die

entgegenstehende Entscheidung gemäß $ M1 des Gesetzes über das

Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung (KOVVfG) und for-

derte überzahlte Rentenbeträge von 1.380,- DM zurück. Das So-

zialgericht (SG) hob diesen Verwaltungsakt auf, weil das Aner-

kenntnis nicht durch einen Berichtigungsbescheid widerrufen
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werden könne (Urteil vom 12. Februar 1981). Während des Be-

rufungsverfahrens nahm im Vergleich vom 1. Oktober 1981 der Be—

klagte seinen Bescheid vom 16. März 1979 und der Kläger seine

Klage zurück; die Beteiligten erklärten das Urteil für gegen-

standslos. Sie waren sich darüber einig, daß der Streit über die

Wirksamkeit des Anerkenntnisses durch Fortsetzung des früheren

Prozesses geklärt werden müsse. Im Januar 1982 beantragte der

Beklagte gegenüber dem SG, den Rechtsstreit S 12 V 379/83 fort—

zusetzen und die Unwirksamkeit des Anerkennthisses festzustellen

sowie die Klage abzuweisen. Das SG hat festgestellt, daß dieser

Rechtsstreit durch das angenommmene Anerkenntnis erledigt ist

(Urteil vom 29. April 1982). Das Landessozialgericht (LSG) hat

die dagegen vom Beklagten gerichtete Berufung zurückgewiesen
‘

(Urteil vom 27. Januar 1983). Entgegen der Rechtsansicht des

Beklagten ist es von einem angenommenen Anerkenntnis und nicht

von einem Vergleich ausgegangen. Das Anerkenntnis sei als Pro—

zeßhandlung nicht durch die nachträglichen Erklärungen der Ver-

waltung beseitigt worden. Jene Prozeßerklärung sei nicht nach dem

Grundsatz von Treu und Glauben unwirksam, wofür ein offenbarer

Irrtum erforderlich gewesen wäre. Falls auf das Anerkenntnis

$ 580 Zivilprozeßordnung (ZPO) entsprechend angewendet werden

könne, ergäbe sich schon deshalb keine Unwirksamkeit, weil dem

die Fristvorschrift des 5 586 Abs 2 Satz 2 ZPO entgegenstehe; der

Anfechtungsgrund hätte spätestens im Juni 1979 geltend gemacht

werden müssen. Das Anerkenntnis sei auch nicht aus materiell-

rechtlichen Gründen unwirksam. Falls die Vorschriften über die

Anfechtung von Willenserklärungen entsprechend angewendet werden

könnten, fehle es an einem Irrtum iS des 5 119 Bürgerliches Ge—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


setzbuch (BGB). Die Folgen eines beiderseitigen Irrtums über die

Geschäftsgrundlage richteten sich nach der Regel des 5 779 Abs 1

BGB. Auf eine Unwirksamkeit, die sich demnach ergeben könnte,

könne sich der Beklagte nur so lange berufen, wie die Rechtspo-

sition des begünstigten Klägers nicht schutzbedürftig sei. Dies

regele sich nach der Vorschrift des 5 45 Sozialgesetzbuch Ver-

waltungsverfahren (SGB X). Zwar sei die Anerkennung eines Tuber—

kuloms von Anfang an unrichtig gewesen. Aber ein entsprechender

Bescheid könnte gemäß 5 45 Abs 3 SGB X nach Ablauf von zwei

Jahren nach der Bekanntgabe nicht mehr zurückgenommen werden.

Ausnahmefälle des 5 “5 Abs 3 Satz 2 und 3 SGB X seien nicht ge—

geben.

Der Beklagte rügt mit der — vom LSG zugelassenen - Revision eine

Verletzung des 5 45 Abs 3 SGB X. Falls er an Stelle des Aner-

kenntnisses einen Bescheid gleichen Inhalts erteilt hätte, wäre

bei der Anfechtung eines demgegenüber erlassenen Berichtigungs—

bescheides nicht 5 45 SGB X anzuwenden.

Der Beklagte beantragt,

die Urteile des LSG und des SG aufzuheben

und die Klage abzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision des Beklagten zurückzu-

weisen.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mündliche
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Verhandlung einverstanden erklärt.

II

Die Revision des Beklagten hat keinen Erfolg. Das LSG ist mit

Recht von der endgültigen Erledigung des Rechtsstreits ausge-

gangen. Der Beklagte hat diese Wirkung des angenommenen Aner—

kenntnisses (S 101 Abs 2 Sozialgerichtsgesetz -SGG-) nicht durch

seine nachträgliche Erklärung beseitigt. Wie das Berufungsgericht

im einzelnen zutreffend entschieden hat, konnte die Verwaltung

das Anerkenntnis als Prozeßhandlung und die darin enthaltene ho-

heitliche Regelung des Versorgungsverhältnisses weder wirksam

widerrufen noch anfechten (vgl dazu auch BSG, Sozialversicherung

1981, 243). Wenn der Beklagte einen Verwaltungsakt mit ent—

sprechendem Inhalt anstelle des Anerkenntnisses erlassen hätte,

hätte er diesen nach S 45 Abs 3 SGB X vom 18. August 1980

(BGBl I 1N69) nicht zurücknehmen können. Dann darf der Kläger

aufgrund des angenommenen Anerkenntnisses, das eine stärkere

verfahrensrechtliche Stellung verschafft (5 101 Abs 2, 3 199

Abs 1 Nr 2 SGG), nicht ungünstiger gestellt werden. Diese

materiell—rechtliche Rechtslage ist nach der am 1. Januar 1981

in Kraft getretenen Vorschrift des S “5 SGB X zu beurteilen, weil

das vorher begonnene Gerichtsverfahren über die Rechtmäßigkeit

des Inhalts des Anerkenntnisses nach neuem Recht fortzusetzen ist

(Art II $ 37 Abs 1, $ 90 SGB X; Großer Senat des BSG in BSGE 54,

223 : SozR 1300 5 “5 Nr 3; Urteil des erkennenden Senats vom

7. Dezember 1983 — 9a RV 26/82). Es handelt sich nicht um einen
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Übergangsfall bezüglich des Berichtigungsbescheides vom 16. März

1979, den der Beklagte selbst aufgehoben hat.

Wenn mithin die Revision zurückzuweisen ist, so ist damit allein

über die Wirksamkeit des Anerkenntnisses entschieden, aber nicht

darüber, ob eine Rücknahme gemäß 5 M8 SGB X für die Zukunft mög-

lich ist. ' '

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG.
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